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Berlinbild/Stadtbild 
 

Mit der Corona-Krise kam eine neue Aufmerksamkeit für und Nachdenklichkeit über das 

bislang »Normale« des Alltags. In den Mittelpunkt rückt, was während der Pandemie fehlt: 

das gemeinsame Erlebnis der Kultur, das pulsierende Leben in Restaurants, Kneipen und 

Clubs, der Gang ins Stadion oder in die Sportarena, das gemeinsame Training auf dem Platz, 

im Studio oder in der Halle, das Feiern im Park oder mit den Freunden im Kleingarten. Aber 

nicht nur der Wert von Sport und Kultur wird vielen besonders bewusst, auch der Wert 

derer, die diese Stadt am Leben und am Laufen halten. (S.4) 

 

Statt auf eine massive Hochhausbebauung setzen wir uns auch in der City West zwischen 

Zoo, Breitscheidplatz und Ku’damm, für eine behutsame Entwicklung aus dem Bestand 

heraus, mehr kleinteilige urbane Nutzungen wie Cafés und Bars und möglichst öffentliche 

Erdgeschossnutzungen ein. (S.18) 

 

Sicherheit 
 

Eine rationale Politik für mehr Sicherheit in der Stadt bei gleichzeitiger Stärkung der 

Bürger:innenrechte ist möglich, und dafür treten wir ein. (S.144) 
 

Clubs 

 

Clubkultur ist für uns fester Bestandteil des kulturellen Lebens unserer Stadt. Clubs und 

Musikspielstätten sind wichtige kulturelle Räume, und wir unterstützen das besondere 

Engagement von Clubs für Diversität, für Schutzräume marginalisierter Communitys (»Safer 

Spaces«), für Inklusion und Nachhaltigkeit. Wir wollen einen jährlich zu vergebenden 

Clubpreis schaffen und Berlins Clubkultur stärken (S.29/30) 

 

Wirtschaft 
 

Die Krise trifft nicht alle gleich, weder in der produzierenden Wirtschaft oder im Tourismus, 

im Dienstleistungssektor, noch in der Kultur und Kreativwirtschaft. Viele Arbeitsplätze, viele 

Existenzen von Selbstständigen stehen auf dem Spiel. Historische Erfahrungen zeigen, dass 

dies eine politisch brisante und explosive Konstellation werden könnte, geeignet, die 

Demokratie im Land zu gefährden. (S.5) 

 

Die Auswirkungen der Corona-Krise sind jedoch so gewaltig, dass Berlin spätestens mit dem 

Ende der Pandemie zusätzliche konjunkturelle Impulse benötigt. Bei der Ausgestaltung 

entsprechender staatlicher Konjunkturprogramme sind soziale und ökologische 

Zielstellungen zu berücksichtigen. (S.39) 

 

In der Corona-Pandemie gab es auch in der Gastronomie und im Fachhandel einen 

Digitalisierungsschub. Wir unterstützen Modellprojekte, bei denen – eingebettet in die 

bestehenden Instrumente wie Digitalprämie, Digitalagentur, City-Lab – unabhängige 

Plattformen auch kleinen stationären Händler:innen Zugang zum Online-Handel zu fairen 



Bedingungen ermöglichen. Dabei können Nah-Logistik-Zentren oder Abholservices verknüpft 

werden. (S.42) 

 
Durch die Corona-Krise und den Lockdown sind Soloselbstständige noch einmal 

besonders hart getroffen. 

Wir setzen uns dafür ein, auch in diesem Bereich unsichere Arbeit, Ausbeutung und 

Scheinselbstständigkeit zurückzudrängen. Wir unterstützen die Entwicklung und 

Festschreibung von branchenspezifischen Mindesthonoraren sowie von Musterverträgen 

mit Standardregelungen, um die Interessen der Auftragnehmer:innen bei Fragen wie 
Materialkosten, Ausfallhonorar oder Versicherung abzubilden. 

Wir setzen uns dafür ein, in den Bezirken Räume (Co-Working-Spaces) zu schaffen, in denen 

Soloselbstständige bei geringen Mietkosten gemeinsam arbeiten können. Wir wollen unter 

Beteiligung der Gewerkschaften und der Berufsverbände ein Vernetzungs- und 

Weiterbildungsangebot für Solo-selbstständige schaffen, ähnlich dem »Haus der 

Selbstständigen« in Leipzig. Dies soll auch die Vernetzung und gemeinsame 
Interessenvertretung erleichtern. (S.51) 

 

Mehrwertsteuer 
 

Berlin wird sich auf Bundesebene dafür einsetzen, dass die Mehrwertsteuer für nachhaltige 

und gesunde Lebensmittel auf 7 Prozent gesenkt wird. (S.56) 

 

Lebensmittel / Leitungswasser 
 

Die Förderung von Leitungswasserangeboten soll ebenfalls in der Gastronomie und im 

Einzelhandel erfolgen, auch um dadurch das Angebot zuckerhaltiger Getränke 

zurückzudrängen. (S. 56) 

 

Bodenpolitik /Gewerbemieten 
 

Viele kleine Unternehmen, insbesondere im Einzelhandel, in der Gastronomie und im 

Bereich der personenbezogenen Dienstleistungen, die während der Pandemie schließen 

mussten, hatten und haben trotz Wirtschaftshilfen Probleme, ihre Mieten weiterzuzahlen, 

weil ihnen die Einnahmen wegbrechen. Zusätzlich zu den Hilfen, die sie bekommen, braucht 

es einen Mietenschnitt, um die Fixkosten zu senken und den Unternehmen eine Perspektive 

zu eröffnen. Das Land Berlin und die Bezirke müssen bei ihren eigenen Immobilien in 

öffentlichem Eigentum mit gutem Beispiel vorangehen. (S.43) 

 

Die rasant steigenden Gewerbemieten und das Fehlen eines schützenden 

Gewerbemietrechts sind auch unabhängig von der Corona-Pandemie ein wachsendes 

Problem, vor allem für kiezgebundene kleinere Geschäfte und die soziokulturelle 

Infrastruktur in unserer Stadt. Immer mehr Läden, selbstverwaltete Jugend- und Kultur-

zentren, Selbsthilfeprojekte, Kitas und andere Einrichtungen sind dadurch von Verdrängung 

bedroht. Wir setzen uns daher auf Bundesebene dafür ein, dass ein Gewerbemietrecht 

geschaffen wird, das ins-besondere kleine Gewerbetreibende schützt und die 

Gewerbemieten reguliert und begrenzt. (S43) 

 

 



 

 

Tourismus / airbnb / Hotelentwicklungsplan / Messe / ICC 
 

Der Tourismus war vor der Corona-Pandemie einer der wichtigsten Wirtschaftszweige der 

Stadt, mit einem jährlichen Umsatz von 11,5 Milliarden Euro und ca. 235 000 Beschäftigten. 

Allerdings sind in diesem Bereich die Arbeitsbedingungen oft besonders schlecht, vor allem 
in der Gastronomie und in kleinen Beherbergungsbetrieben. 

Wir setzen uns dafür ein, dass bei der Tourismusförderung auch gute Arbeitsbedingungen als 

Kriterium berücksichtigt werden. Teil von städtischen Tourismuskonzepten sollen möglichst 

Anbieter sein, die tarifgebunden sind, mindestens aber den Landesmindestlohn zahlen und 

Leiharbeitshöchstquoten einhalten. Das gilt für bezirkliche Fördereinrichtungen ebenso wie 
für landesweite Projekte wie visitBerlin. 

Der Tourismusboom ist auch mit Begleiterscheinungen verbunden, die vor allem in den 

Innenstadtbezirken stark belasten: Bier-Bikes und Reisebusse auf den Straßen, Rollkoffer- 

und Partylärm, Verdrängung von  Geschäften und Gewerbe in gewachsenen Kiezen durch 

auf den Tourismus ausgerichtete gewerbliche Monostrukturen sowie Verlust von Wohnraum 
durch Anbieter wie Airbnb. 

Wir haben deshalb gemeinsam mit den Bezirken, betroffenen Anwohner:innen sowie der 

Tourismuswirtschaft das Tourismuskonzept 2018+ entwickelt, um den Tourismus in Berlin 

stadtverträglicher und nachhaltiger zu machen. Das Konzept wollen wir fortschreiben und 

weiterentwickeln und Vorhaben wie einen Hotelentwicklungsplan für Berlin planerisch mit 
den Bezirken gemeinsam umsetzen. 

Neubauvorhaben für Hotels sollen berlinweit auf den Prüfstand gestellt werden, und für 

Hotels, die während der Corona-Krise ihre Funktion verloren haben, brauchen wir Aktivie-

rungs- und Umbauprogramme. Hier könnten neue Wohn- und Arbeitsorte entstehen. 
(S.43/44) 

 
Die Veranstaltungs- und Messewirtschaft war bis zum Ausbruch der Corona-Pandemie ein 

bedeutender Wirtschaftsfaktor für Berlin. Wir wollen den zur Abfederung der 

Pandemiefolgen geschaffenen Kongressfonds aufstocken und damit die Messe-, Kongress- 

und Veranstaltungsbranche in Berlin fördern und wiederbeleben. Über einen ergänzenden 

Zuschuss des Kongressfonds sollen dabei ökologisch nachhaltige Veranstaltungsformate 
besonders gefördert werden. 

Damit die Messe Berlin ihre zentrale Rolle als großer öffentlicher Messe- und 

Kongressveranstalter behalten kann, muss sie die Ressourcen bekommen, um ihr Geschäft 
zukunftstauglich zu machen. (S. 44) 

 

Ausbildung 
 
Alle Jugendlichen, die dies wollen, sollen eine Ausbildung absolvieren können. Obwohl viele 

Unternehmen über einen Fachkräftemangel klagen, bilden sie selbst nicht aus. Auf dem 

Berliner Ausbildungsmarkt gibt es nach wie vor ein deutliches Missverhältnis zwischen 

Angebot und Nachfrage. Jahr für Jahr fehlen mehr als 1 000 Ausbildungsplätze, und es 

beteiligt sich nur noch gut jeder zehnte Berliner Betrieb an der Berufsausbildung, was den 
bundesweit niedrigsten Wert darstellt. (S.50) 



Deshalb wollen wir Anreize schaffen auszubilden und eine regionale Ausbildungsabgabe für 

Berlin einführen. Betriebe, die wenig oder gar nicht ausbilden, sollen zahlen, wer über 

Bedarf ausbildet, wird gefördert. (S.50) 

Das vom Land geschaffene »Ausbildungshotel« kann angesichts der durch Corona 

drohenden Ausbildungskrise auch für andere Branchen ein Modell sein. (S.50) 

 

Um die Gleichwertigkeit von Beruflicher Bildung und der Allgemeinbildung zu erreichen, 

müssen die Oberstufenzentren (OSZ) weiter gestärkt werden, z. B. durch Verbünde von 

Integrierten Sekundarschulen (ISS) mit OSZ. (S.105) 

 

Wohnungsangebote und Neubauten der städtischen Wohnungsbaugesellschaften für 

Studierende und Auszubildende müssen weiter ausgebaut werden. Es soll geprüft werden, 

ob der Mietpreis für die »Easy-Living«-Wohnungen der Berlinovo reduziert werden kann, so 

dass die Wohnungen auch für Auszubildende bezahlbar sind. Zudem sollen weitere 

Kooperationen zwischen Betrieben, Sozialpartner:innen und dem Land Berlin zur Errichtung 

von Azubi-Wohnheimen geschlossen werden. (S.105) 

 

Mobilität/ ÖPNV 

Über die verschiedenen Vorschläge für neue Finanzierungsquellen, beispielsweise eine 

ÖPNV-Taxe für Tourist:innen, ein Bürger:innenticket oder eine Nutznießer:innenabgabe, 

wollen wir mit den Berliner:innen diskutieren und in der kommenden Legislaturperiode an 

die Umsetzung gehen. (S. 64) 

 

BER 

Wie alle anderen Bereiche muss der Verkehrssektor in Berlin bis 2030 die CO2-Emissionen 

um 75 Prozent reduzieren. Wir setzen uns für ein Verbot von Kurzstreckenflügen vom 

Flughafen BER ein. Dies soll für Strecken gelten, die etwa mit der Bahn in weniger als fünf 

Stunden zurückzulegen sind. Wir setzen uns für konkrete Verbesserungen für die vom 

Fluglärm betroffenen Menschen am neuen Flughafen BER ein. Im Lärmminderungsplan sind 

weitere Maß-nahmen zur Minderung von Fluglärm im Umfeld des BER darzustellen. 

(S.68/69) 

Ebenso setzen wir uns für eine Erhöhung der Flughafenentgelte und ein Verbot von 

Nachtflügen zwischen 22 und 6 Uhr ein. Wir setzen uns gegen die geplante Ausweitung der 

Kapazität des Berliner Flughafens ein. (S. 69) 

 

 

 



Sport 

Zum Berliner Sport gehören auch der Profisport und der gewerbliche Sport. Sie sind ein 

wichtiger Bestandteil der Berliner Wirtschaft. Wir wollen sie insbesondere dabei 

unterstützen, die wirtschaftlichen Folgen der Pandemie zu überwinden. Der Bund und das 

Land Berlin müssen sich daran im Rahmen der Hilfsprogramme für die Wirtschaft mit 

gezielten Fördermodulen beteiligen. (S.95) 

 

Die Sportmetropole Berlin hat weltweit einen guten Ruf als Gastgeberin für große nationale 

und internationale Sportevents. Wir wollen künftig bei der Entscheidung über die 

Durchführung dieser Sportveranstaltungen danach gehen, ob und wie sie die sportliche 

Weiterentwicklung unserer Stadt fördern, inwieweit sie unseren inklusiven, ökologischen 

und nachhaltigen Ansprüchen genügen und, vor allem, welchen sozialen Mehrwert sie der 

Stadt bringen. Jede:r Sport interessierte soll sich den Besuch dieser Sportveranstaltungen 

leisten können. Wir setzen uns dafür ein, einen Kriterienkatalog zu erarbeiten, der die 

Bereitstellung öffentliche Mittel für Sportgroßveranstaltungen von der Erfüllung dieser 

Kriterien abhängig macht. (S.97) 

 

Verwaltung 

Gerade jetzt brauchen wir eine starke und vor allem verlässlich funktionierende öffentliche Verwaltung, 

funktionierende Strukturen in Kitas und Schulen, eine gute soziale Infrastruktur in den Bezirken. (S.77) 

 

In den letzten Jahren ist der lange geforderte Paradigmenwechsel gelungen: Der Personalabbau in den 

Hauptverwaltungen wie in den Bezirken ist beendet. Mehr noch: Mit dem entsprechenden 

Personalaufbau haben wir auf die sich verändernden Aufgaben reagiert, ebenso auf die Anforderungen 

unserer wachsenden Stadt. Und wir haben ein wichtiges Versprechen eingelöst: Die Anpassung der 

Besoldung im öffentlichen Dienst an den Bundesdurchschnitt der Länder ist erreicht. (S.81) 

 

Unser Ziel ist, dass die Bürger:innen barrierefrei, bedienungsfreundlich und direkt mit den Behörden und 

Ämtern kommunizieren können, ob vor Ort oder digital. (S.84) 


